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Nottingham (GB) Nach dem Fund
von drei Todesopfern hat die
Polizei gestern früh das Zentrum
derStadtNottinghamabgeriegelt
und einen 31-Jährigen wegen
Mordverdachts festgenommen.
Sie teiltemit,nach dem«schreck-
lichenund tragischenVorfall»,bei
dem Augenzeugen zufolge eine
Stichwaffeverwendetworden sei,
untersuche sie auch einenAngriff
mit einem Lieferwagen mit drei
Verletzten. Dieser stehe wahr-
scheinlichmit denMordanschlä-
gen in Zusammenhang. (AFP)

Wegen Gewalttat
Stadt abgeriegelt

Jakob Wetzel

Was war zuerst da, Henne oder
Ei? Das ist eine Frage, mit der
sich die Naturwissenschaft er-
staunlich schwertut, es herrscht
ein Patt. Henne und Ei bedingen
sich gegenseitig, das eine kann
nicht ohne das andere. Woraus
soll eine Henne schon schlüpfen,
wenn nicht aus einem Ei? Und
wer sollte umgekehrt ein Ei
legen, wenn nicht eine Henne?

Bereits Dinosaurier
haben Eier gelegt
Henne oder Ei, darüber lässt sich
leidenschaftlich streiten.Manch
einer macht es sich mit der Ant-
wort trotzdem einfach. Evoluti-
onär sind Eier älter als heutige
Hühner, schon Dinosaurier ha-
ben Eier gelegt, insofern sei das
Ei natürlich zuerst da gewesen.
Doch eine Lösung ist das nicht,
denn das Problemwird nur ver-
schoben, und die neue Frage ist
genauso kniffligwie die alte:Was
kam zuerst, Dino oder Ei?

Andere bleiben beimHühner-
ei,driften aber ins Philosophische

ab.Die ersteHennederWeltmuss
demnach aus einemEi geschlüpft
sein, das von einem Tier gelegt
wurde, das per Definition noch
keine Henne gewesen sein kann.
Doch auch das führt nichtweiter.
Denn dieses Ei war zwar zuerst
da, aber eswurde nicht von einer
Henne gelegt,war also streng ge-
nommen kein richtiges Hühner-

ei.Gehört ein EimehrzumKüken
odermehr zurMutter? Und da ist
es wieder, das Patt.

Geowissenschaftler aus Nan-
jing in China und Bristol in Eng-
land setzen nun früher an. Denn
bislang bleibt eines stets vor-
ausgesetzt: nämlich dass eier-
legende Wesen selbst aus Eiern
schlüpfen. Diesen Zusammen-

hang stellen die Forscher um
Baoyu Jiang nun infrage. Sie
scannten die Fossilien und ana-
lysierten die Gene von 51 aus-
gestorbenen und 29 noch exis-
tierenden Tierarten, die ihren
Nachwuchs teils in hartschaligen
Eiern, teils lebendig zur Welt
bringen oder gebracht haben.

Fortpflanzung flexibler
als gedacht
Wie die Wissenschaftler in der
Zeitschrift «Nature Ecology &
Evolution» berichten, ist die
Fortpflanzung zum einen flexib-
ler als gedacht. Bei vielen Tier-
artenwechselten sich Phasen, in
denen sie Eier legten, mit Pha-
sen ab, in denen sie ihren Nach-
wuchs lebend gebaren.Und zum
anderen: Die frühesten Reptilien,
Vögel und Säugetiere brachten
lebende Junge zurWelt.

Die Ur-Ur-Ur-Vorfahren der
heutigen Hennen legten also
keine Eier. Damit erhält das
Henne-Ei-Problem eine weitere
Lösungsvariante. Und die For-
scher brechen noch dazu mit ei-
ner gängigen Annahme über die

Evolution. Denn Eier gelten bis-
her als Schlüssel zumErfolg von
Reptilien, Vögeln und Säugetie-
ren. Sie alle gehen evolutionär
auf eine gemeinsameUrsprungs-
art zurück, die einst einen Weg
fand, sich anders als Fische und
die allermeistenAmphibien ohne
Gewässer fortzupflanzen.

DieserSchritt, so dieAnnahme
bislang, sei ihnen dank hartscha-
liger Eier gelungen, die an die
Stelle von Laich-Teichen traten.
Erst später schwenkten einigevon
ihnen dann auf Lebendgeburten
um.Doch gemäss derneuen Stu-
die stimmtdas sonicht.Entschei-
dend für den Landgang sei eine
andere Errungenschaft gewesen:
die Fähigkeit, die Geburt hinaus-
zuzögern, bis günstige Umwelt-
bedingungen fürdenNachwuchs
herrschten. Und nicht das Ei.

Henne-Ei-Puristen wird das
womöglich nicht überzeugen,
aber am Anfang war damit defi-
nitiv kein Ei.Allerdings stand am
Anfang streng genommen auch
keine Henne. Die Antwort auf
das Henne-Ei-Problem ist damit
am ehesten einWeder-noch.

Die Huhn-Ei-Frage ist beantwortet
Evolutionsforschung DieWissenschaft rätselt schon lange, wie die frühesten Reptilien und Vögel ihren Nachwuchs
zurWelt brachten. Nun gibts überraschende Erkenntnisse – auch zur Frage, ob die Henne oder das Ei zuerst dawar.

Geschafft! Die ewige Frage ist endlich geklärt. Foto: Keystone

Gran Tomatina
Imkolumbianischen
Sutamarchánsehen
einmal im Jahralle rot–
am jährlichen
Tomatenfestival.Sinn
undZweckdabei ist, für
dasGemüsezuwerben,
vieleFleckenzu
verursachenunddabei
viel Spass zuhaben.
Bei denWurfgeschossen
soll es sichübrigens
umnichtverzehrbare
Ernteabfällehandeln.
Foto: JuanBarreto (AFP)

AmAbend sind sie alle Ketchup

Frauwacht in ihrem
eigenen Sarg auf
Ecuador Bei ihrer Totenwache in
ihrem Sarg ist eine 76-Jährige
aufgewacht undwird nun im sel-
ben Spital behandelt, das sie zu-
vor nach einem Herz-Kreislauf-
Stillstand für tot erklärt hatte.
Ein auf Twitter veröffentlichtes
Video zeigt BellaMontoya schwer
atmend im offenen Sarg, wäh-
rend zweiMänner ihr helfen. Lo-
kale Medien feierten den Vorfall
als «Auferstehung». Ihr Sohn be-
richtete, seineMutter habe plötz-
lich mit einer Hand «gegen die
Kiste geschlagen». (AFP)

Auch das noch!

«Aus der Basis der ‹Insel› hat
sich ein etwas grösseres ganzes
Kompartiment gelöst», sagte der
BrienzerMedienverantwortliche
Christian Gartmann.Die «Insel»
ist ein besonders exponierterTeil
des bergsturzgefährdeten Han-
ges. Die abgestürzten Felsen
seien imGeröllfeld unterhalb des
Berghanges liegen geblieben.
«Das ist eine gute Entwicklung,
das, was man sich erhofft», er-
klärte Gartmann. Das Ereignis
sei «ganz klar keine Überra-

schung», habe doch die Rutsch-
geschwindigkeit des Gesteins
wieder stark zugenommen.

DasVolumenderabgestürzten
Felsenwerdeauf «einigeTausend
Kubikmeter» geschätzt, twitterte
dieGemeindeAlbula/Alvra,zuder
Brienz gehört. Solche Felsstürze
seien eines von drei möglichen
Szenarien amBerg.Weitere seien
ein kontinuierlicher Schuttstrom
und ein grosser Bergsturz.

Nun erwarten die involvierten
Experten amBerg einen Prozess-

wechsel. Unklar ist laut Medien-
sprecher Gartmann, in welche
Richtung dieVeränderung gehen
wird. Noch immer könne nicht
gesagt werden, ob es zu Fels-
stürzen, einem Bergsturz oder
einemSchuttstromkomme.«Die
Evakuierung kann noch lange
andauern», so die Gemeinde.

LandwirtinnenundLandwirte
hatten gestern bis zum Mittag
erneut Zutritt zu denWiesen un-
terhalb des Dorfes erhalten, um
heuen zu können. (SDA)

Nach Felssturz ist Entwicklung unklar
Brienz GR Gestern hat sich ein Teil der «Insel» im Hang gelöst.

John Lennon lebt? Nun ja, zu-
mindest die Stimme des 1980
verstorbenenMusikers soll wie-
derbelebt werden. Paul McCart-
ney, der am Sonntag 81 Jahre alt
wird, hat gestern in einem Inter-
viewmit derBBC einen «letzten»
Beatles-Song angekündigt, der
mithilfe von künstlicher Intelli-
genz produziertwerden soll. Da-
rin sei John Lennon zu hören, als
Grundlage habe ein altes Demo-
Tapemit seinemGesang gedient.
Der Song soll dieses Jahr ver-
öffentlicht werden. Die Beatles
gelten als erfolgreichste Band der

Musikgeschichte. Die vier Musi-
ker aus der englischen Hafen-
stadt Liverpool nahmen unzäh-
lige, bis heuteweltbekannte Hits
auf. 1970 löste sich die Band auf.
Von den vier früheren Mitglie-
dern sind noch Paul McCartney
und Ringo Starr am Leben.
McCartney hat ausserdem einen
Bildband mit 275 Fotografien
veröffentlicht, die er 1963 und
1964 mit einer 35-mm-Kamera
eingefangen hatte. (AFP/red)

Die Bündner Bachelorette Yara
Buol (25) hat ihre letzte Rose
dem Österreicher Eric gegeben.
«Eric hat als Einziger gesagt,
dass er inmich verliebt ist», sag-
te sie nach der Sendung.Die Ent-
scheidung sei ihr nicht leicht-
gefallen. Eric habe ihr aber eine

Sicherheit gegeben und stets
Interesse an ihr gezeigt: «Eswar
die richtige Entscheidung.» Buol
ist zufrieden mit der Sendung.
«Ich bin ein emotionalerMensch,
und das zeige ich auch», sagte
sie.Auf der Strassewerde sie seit
derAusstrahlung der 3plus-Sen-
dung «Die Bachelorette» häufig
angesprochen. Das Feedback sei
durchaus positiv. (SDA)

Foto: Screenshot

Foto: Getty Images
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Schwankende
Märkte.
Erfahren
beurteilt.
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Isabelle Thommen

«Da geht es nicht einfach um se-
xistische Sprüche. Sondern eine
Hand amHintern, zweiHände am
Hintern, eine Aufforderung, ei-
nen Lapdance aufzuführen…», er-
zählt eine Basler Lehrperson in
einem Video. Sie schildert in ei-
nemPost desVPOD,derGewerk-
schaft der Staatsangestellten, se-
xualisierte Gewalt, die sie von an-
deren Lehrpersonen erfahren hat.

«Es fällt mir schwer, darüber
zu reden, weil ich Angst habe,
dass man mir nicht glaubt, und
ich Angst vor Victim-Blaming
habe und davor, dass das alles
auf mich zurückfällt», sagt die
Lehrperson, die imVideo anony-
misiert auftritt. Im Post werden
schwere Vorwürfe gegen das
Basler Erziehungsdepartement
(ED) erhoben: «Mitarbeitende
wissen nicht auf Anhieb, wohin
sie sich wenden könnten, wenn
ihnen Übergriffe passieren, und
Beratung ist schwer zu finden
und unzureichend. Und das, ob-
wohl Fälle bekannt sind.»

Forderungen ans ED
In einem Brief an Erziehungsdi-
rektor Conradin Cramer fordert
der VPOD Schutz vor sexuellen
Übergriffen und Präventions-
massnahmen. Thematisieren
wolle die Gewerkschaft mit dem
Video und seinen Forderungen
vor allem die sexualisierte Ge-
walt unter Mitarbeitenden, sagt
Gewerkschaftssekretärin Alex-
andra Aronsky gegenüber der
BaZ.Aber auch seitens der Schü-
lerinnen und Schüler komme es
zu sexualisiertenÜbergriffen so-
wie Homo- und Transfeindlich-
keit – vor allem verbaler Natur.

DemVPOD sindmehrere Fälle
an verschiedenen Standorten be-
kannt. «Wir wollen aufzeigen,

dass die Kultur an Basler Schulen,
wie sie heute ist, sexualisierte
Übergriffe duldet. Deshalb sind
diese Fälle überhaupt möglich»,
sagt Aronsky. Der VPOD verlangt
vom Basler Erziehungsdeparte-
ment (ED) Änderungen. Dabei
müssten auch intersektionaleAs-
pekte sexualisierterGewalt beach-
tet werden, so die Forderung.
«Das heisst, dass bei der Diskri-
minierung mehrere Unterdrü-
ckungsmechanismengreifen kön-
nen», erklärtAronsky. «Beispiels-
weise wenn sich Geschlecht und
Rassismus überschneiden. Eine
schwarze, homosexuelle Frau er-

lebt andere Arten der Diskrimi-
nierung als eine weisse Frau. Auf
diese Punkte gilt es spezifisch zu
schauen, und Ansprechpersonen
müssen darauf geschult und sen-
sibilisiert werden.»

VerschiedeneWege
Bereits am 23.Mai hat derVPOD
seinen Brief mit den Forderun-
gen an Cramer gesendet. Eine
Antwort steht bis heute aus. «Wir
haben keine Reaktion erhalten.
Nicht einmal eine Eingangs-
bestätigung», kritisiert Aronsky.

Das ED kann auf Anfrage kei-
ne Zahlen zur sexualisierten Ge-

walt gegen Mitarbeitende an
Schulen nennen. Darüberwerde
keine Statistik geführt. Einzelne
Fälle von Meldungen über sexu-
elle Belästigung seien aber be-
kannt. «Generell gilt:Wir dulden
keine Art von sexueller Belästi-
gung und sexualisierter Gewalt.
Sexuelle Belästigung amArbeits-
platz ist verboten», schreibt Me-
diensprecher GaudenzWacker.

Betroffene können sich an die
Beratungsstelle PZ.BS wenden.
«Diese Anlaufstelle ist den Lehr-
und Fachpersonen im Allgemei-
nen bekannt», sagtWacker.Wei-
ter können sich Lehrpersonen an

speziell bezeichnete und ausge-
bildete Vertrauenspersonen im
Erziehungsdepartement sowie in
anderenDepartementen richten.

Weiter verweist Wacker auf
das Merkblatt «Sexuelle Belästi-
gung amArbeitsplatz» des Kan-
tons Basel-Stadt. Darin würden
für Mitarbeitende sowie Füh-
rungsverantwortliche spezifi-
scheMassnahmen zurVerhinde-
rung von sexueller Belästigung
genannt. «Führungsverantwort-
liche tragen demzufolge die
Hauptverantwortung für spezi-
fische präventive Massnahmen
und haben eine Vorbildfunkti-
on», sagt Wacker. «Etwa, indem
sie umgehend und unmissver-
ständlich zu intervenieren ha-
ben,wenn sie Hinweise zu jegli-
cher Formvon sexueller Belästi-
gung haben, oder indem sie
deutlich Haltung zeigen in Be-
zug auf Sexismus und sexuelle
Belästigung.»

Der betroffenen Lehrperson,
die imVideo schildert, sich davor
zu fürchten, über das zu spre-
chen,was ihrwiderfahren ist, rät
Gaudenz Wacker, sich an eine
Vertrauensperson zu wenden.
«Wir würden dieser Person auf-
zeigen, dass die Vertrauensper-
sonen nur in Absprache mit den
betroffenen Personen vorgehen.
Die Vertrauenspersonen unter-
nehmen also keine Schritte ohne
das Einverständnis betroffener
Personen. Die Vertrauensperso-
nen unterstehen der Schweige-
pflicht und haben die Aufgabe,
Betroffene vertraulich bei der
Problemlösung zuunterstützen.»

Massnahmen stellt das ED
trotz der Forderungen desVPOD
vorerst aber nicht in Aussicht:
«Sollten sichMeldungen über se-
xualisierte Gewalt häufen, wird
das ED gezielte Massnahmen
prüfen», so derMediensprecher.

«Die Kultur an Basler Schulen
duldet sexuelle Übergriffe»
Belästigung im Lehrerzimmer Der VPOD kritisiert das Erziehungsdepartement scharf. Lehrpersonen, die von sexualisierter Gewalt
betroffen sind, würden die Anlaufstellen nicht kennen.

Laut VPOD sind mehrere Fälle von sexuellen Übergriffen an verschiedenen Basler Schulen bekannt. Symbolfoto: Gaëtan Bally (Keystone)
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Das Engagement der Baselbieter
SP-Nationalrätin Samira Marti
zugunsten von Ausländerinnen
undAusländern, die unverschul-
det in finanzielle Schwierigkei-
ten geraten, hat sich gelohnt.Am
Montagabend hat Martis parla-
mentarische Initiative «Armut ist
kein Verbrechen» auch im Stän-
derat eine Mehrheit erhalten.

Damit verlieren Ausländerin-
nen und Ausländer ihr Aufent-
haltsrecht nicht,wenn sie von der
Sozialhilfe abhängigwerden. Be-
dingungen sind, dass sie seit
mindestens zehn Jahren in der
Schweiz leben und dass sie ihre
wirtschaftliche Situation nicht
mutwillig herbeigeführt haben.
Das Ausländer- und Integrati-
onsgesetz wird angepasst.

«Das Gesetzwird damit nicht
ins Gegenteil verkehrt, es wird
nur präzisiert», sagt die Basel-
bieterin. Ihr Engagement gilt je-
nen, die aus Angst darauf ver-
zichten, Sozialhilfe zu beziehen.
«Ich denke dabei etwa an jenen
Taxifahrer, dem ich begegnet bin

und der im hohenAlter von über
70 noch immerabendsTaxi fährt,
weil er ohne Sozialhilfe zuwenig
zumLeben hat und sich nicht ge-
traut, diese zu beantragen», sagt
Marti der BaZ. «WerAnrecht auf
Sozialhilfe hat, soll diese auch
beziehenkönnen–ohnenegative
Auswirkungen.»

Liberales Anliegen
Der Entscheid im Ständerat kor-
rigiert die negativen Vorent-
scheidungen der vorberatenden
Kommission. Im Plenum fiel er
mit 23 zu 20 Stimmen bei einer
Enthaltung. Den Ausschlag ge-
geben haben die Vertreterinnen
undVertreter derMitte sowie die
geschlossene Phalanx der Stan-
desvertreter aus der Romandie.
Der Nationalrat hatte die Initia-
tive zuvormit 96 zu 85 Stimmen
angenommen.Die deutliche Zu-
stimmung der Westschweizer
dürfte der geringeren Bedeutung
der SVP in der Romandie zu ver-
danken sein,meint Marti. Präzi-
siert wird mit ihrer Initiative je-

nes Gesetz, das seinerzeit als
indirekter Gegenvorschlag zur
SVP-Durchsetzungsinitiative be-
schlossen wurde.

Es gehe darum, einen gesetz-
lichen Anspruch auf Sozialhilfe
und dasAufenthaltsrecht imEin-
klang zu wissen, findet Marti.
«Es darf nicht sein, dass ein le-
galer Bezug von Sozialhilfe zur
Wegweisung führt. Deshalb ist
dies eigentlich ein liberales An-
liegen und kein linkes.» Alle, die
mit Betroffenen zu tun haben,
hätten sich hinter die gesetzliche
Anpassung gestellt.

Vertrauensschutz verdient
«Wer in der Schweiz in eine fi-
nanzielle Notlage gerät, hat von
Verfassung wegen Anrecht auf
Unterstützung, um menschen-
würdig leben zu können», hatte
Stefan Engler (Die Mitte, GR) in
der Debatte im Ständerat für
Martis Initiative plädiert. Martis
Initiative sei besonders für Fa-
milien in Schwierigkeiten nötig,
die einen würdigen Schutz ver-

dient hätten, der für alle glei-
chermassen gelte, sagte Isabelle
Chassot (Die Mitte, FR).

Die Gegner der Gesetzesan-
passung im Ständerat argumen-
tierten vergeblich damit, dass
auch ohne die Präzisierung nicht
zu erwarten sei, dass Gerichte in
solchen Situationen gegen aus-
ländische Sozialhilfeempfänge-
rinnen und -empfänger urteilen.

Thomas Dähler

Ausländer sollen keine Angst mehr haben, Sozialhilfe zu beziehen
Samira Marti im Ständerat Die Baselbieter Nationalrätin erkämpft mit ihrer parlamentarischen Initiative ein gesichertes Aufenthaltsrecht
für unverschuldet in Not geratene Ausländerinnen und Ausländer.

Legaler Sozialhilfebezug dürfe nicht zu Ausweisung führen: Mit diesem
Argument überzeugte Samira Marti auch im Ständerat. Foto: Adrian Moser

«Wir haben von
Conradin Cramer
keine Reaktion
erhalten.»

Alexandra Aronsky
Gewerkschaftssekretärin VPOD
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